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(Nr. 5781.) Verordnung wegen Aufhebung der Verordnung, betreffend das Verbot von Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften vom 1. Juni 1863. Vom 21. November 1863. 


Wi. Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen dc. 
verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, in Gemaͤßheit des Ar⸗ 
tikels 63. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850., was folgt: 

§. 1. 


Die unterm 1. Juni d. J. erlaſſene, in der Geſetz-Sammlung (Seite 349.) 
verkuͤndete Verordnung, betreffend das Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften, 
wird hiermit aufgehoben und tritt mit dem heutigen Tage außer Kraft. 


§. 2. 


Das Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. November 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. o. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1863. (Nr. 5781—5782.) 90 (Nr. 5782.) 
Ausgegeben zu Berlin den 24. November 1863. 


U 
(Nr. 5782.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Sagan zum Betrage von 86,500 Thalern. Vom 10. Oktober 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 

Nachdem der Magiſtrat der Stadt Sagan mit Genehmigung der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zur Beſtreitung außerordentlicher, 
zur Einrichtung der ſtaͤdtiſchen Gasbeleuchtung und zur Verbeſſerung der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Waſſerleitung erforderlichen Ausgaben, ſowie zur Bezahlung der vor— 
handenen Stadtſchulden ein Anlehen von 86,500 Thalern aufzunehmen und zu 
dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Stadt⸗ 
Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des $. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine 
Zahlungs verpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Pri⸗ 
vilegium zur Ausſtellung von 86,500 Thalern Obligationen der Stadt Sagan, 
welche nach dem anliegenden Schema in 865 Apoints, und zwar zu je 100 Rthlr., 
auszufertigen, mit vier ein halb vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von 
Seiten der Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch 
Auslooſung oder Ankauf zum Theil innerhalb neunzehn, zum anderen Theil 
innerhalb laͤngſtens achtundzwanzig Jahren, von Zeit der Emiſſion an, zu 
amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer e eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 10. Oktober 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Stadtwappen.) 
Saganer Stadt-Obligation 


uͤber 
100 Thaler 
S 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vam ͤ·᷑m 
Geſetz-Sammlung für ... Seite 0 


Wir Magiſtrat der Stadt Sagan urkunden und bekennen hiermit, daß der 
Inhaber dieſer Obligation der hieſigen Stadt ein Darlehn von 100 Thalern, 
ſchreibe Einhundert Thalern Preußiſch Kurant, gegeben hat, deſſen Empfang 


wir hiermit beſcheinigen. 
Dieſe 
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Dieſe Schuldenſumme bildet einen Theil des zur Errichtung einer ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gasbeleuchtung, zur Verbeſſerung der ſtaͤdtiſchen Waſſerleitung und zur 
Bezahlung der vorhandenen Stadtſchuͤlden in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten 
We PF aufgenommenen Darlehns von 86,500 

alern. 


Die Ruͤckzahlung dieſes Darlehns geſchieht von der Emiſſion der Obli- 
gation ab zum Theil binnen neunzehn, zum anderen Theil binnen ſpaͤteſtens 
achtundzwanzig Jahren, nach Maaßgabe des feſtgeſtellten Tilgungsplans der⸗ 
geſtalt, daß die darin jaͤhrlich ausgeworfene Amortiſationsrate in den Stadt⸗ 
haushalts⸗-Etat aufgenommen und aus dieſem Tilgungsfonds die Stadtobliga⸗ 
tionen vermittelſt Auslooſung oder freien Ankaufs binnen ſpaͤteſtens achtund⸗ 
zwanzig Jahren eingeloͤſt werden. Die Stadtgemeinde Sagan behaͤlt ſich das 
Recht vor, den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie 
ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen, und ver⸗ 
pflichtet ſich, zur Tilgung der von dem Anleihekapitale zur Errichtung einer 
ſtaͤdtiſchen Gasanſtalt beſtimmten Summe von 50,000 Thalern noch den ge⸗ 
ſammten Reinertrag der Gasanſtalt zu verwenden, ſoweit derſelbe durch die in 
dem betreffenden Schuldentilgungsplane zur Amortiſation der genannten Summe 
bereits ausgeworfenen zwei Prozent des Schuldkapitals und durch deſſen Ver⸗ 
zinſung nicht in Anſpruch genommen wird. Den Gläubigern ſteht kein Kün⸗ 
digungsrecht zu. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen 
werden unter Bezeichnung ihrer Nummer, ſowie des Termins, an welchem die 
Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, viermal oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekannt⸗ 
machungen erfolgen ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungs⸗ 
termine in der Schleſiſchen Zeitung, in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regie⸗ 
rung zu Liegnitz, in dem Saganer Kreisblatte und im Saganer Wochenblatte. 
Jedesmal, ſobald eines dieſer Blaͤtter eingehen ſollte, wird nach Beſtimmung 
der Koͤniglichen Regierung zu Liegnitz ein entſprechendes anderes Blatt gewaͤhlt 
werden. Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckzu⸗ 
geben iſt, wird daſſelbe in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 
1. Juli, von heute an gerechnet, mit vier und ein halb Prozent jaͤhrlich 
verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
abe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchrei⸗ 
ung, bei der Kaͤmmereikaſſe in Sagan, in der nach dem Eintritt des Faͤllig⸗ 

keitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben worden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Sagan. 

(ir. 5782.) I6* Wenn 


Be Re A a a 


Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier 


Hand erworben worden, ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern 
jedesmal durch die oben bemerkten Blaͤtter öffentlich bekannt gemacht werden. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 
und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit 
nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrat zu Sagan gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchaͤfte 
und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angefuͤhrten Verordnung 
dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen des Ma⸗ 

giſtrats findet Rekurs an die Königliche Regierung zu Liegnitz ſtatt; 

b) das im F. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Koͤ⸗ 
niglichen Kreisgerichte zu Sagan; 

c) die in den HH. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be⸗ 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche 
die ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im H. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zins⸗ 
zahlungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im F. 8. erwaͤhnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons aus⸗ 
gegeben; die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben 
werden. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kaͤmmerei⸗ 
kaſſe in Sagan gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruck⸗ 
ten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Sagan mit ihrem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Sagan, den „ueeecsenennene 10. 
Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Magiftratd- Dirigenten und eines anderes 
Magiſtrats⸗Mitgliedes.) 


Serie I. 


— m — 


Serie I. 


SERIEN... 
über 
2 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. Zinſen 
der 
Saganer Stadtobligation . 
über Einhundert Thaler. 


32 © 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deffen Ruͤckgabe am L 


18.. die halbjaͤhrlichen Zinſen der Stadtobligation M ..... mit 2 Rthlr. 
7 Sgr. 6 Pf., ſchreibe: Zwei Thaler Sieben Silbergroſchen Sechs Pfennige, 
aus der Kaͤmmereikaſſe in Sagan. 


Sagan, den a 18. 
Der Magiſtrat. 


(Jakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes.) 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Tage der Fälligkeit ab, erhoben wird. 


Talon 


zu der - 
Saganer Stadtobligation W. 
über 
TEEN Thaler à vier und einhalb Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der vor⸗ 
benannten Obligation die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 


18. bei der Kaͤmmereikaſſe in Sagan, ſofern nicht von dem Inhaber der 


Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 
Sagan, den n 18. 


Der Magiſtrat. 


(FJakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes.) 


(Nr. 5782—5783.) (Nr. 5783.) 
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(Nr, 5783.) Statut des Linden⸗Steiner Deichverbandes. Vom 21. Oktober 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ır. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer des un⸗ 
teren Theils der zwiſchen Brieg und Ohlau gelegenen linksſeitigen Oder-Nie⸗ 
derung Behufs der Herſtellung und gemeinſamen Unterhaltung eines Sommer⸗ 
deiches zu einem Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorge— 
ſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf 
Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter 
der Benennung 


„Linden-Steiner Deichverband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


F. 1. 


In der Niederung des linken Oder-Ufers, welche ſich von der Feldmark 
Rathau bis zur Feldmark Polniſch-Steine erſtreckt, werden die Eigenthuͤmer 
der unterhalb des Lindener Kieferberges und der unterſten Strecke des Brieſen— 
Lindener Deiches liegenden, bereits eingedeichten und noch einzudeichenden Grund— 
ſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande der Oder von 16 Fuß 
am Brieger Unterpegel der Ueberſchwemmung unterliegen wuͤrden, zu einem 
Deichverbande vereinigt, welcher den Zweck hat, ſie vor den Ueberſchwemmun— 
gen der Oder bei Wafferftänden von weniger als 16 Fuß am Brieger Unter⸗ 
pegel durch einen Sommerdeich zu ſchuͤtzen. 


Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in Brieg. 


§. 2. 


Der vom Deichverbande herzuſtellende und zu unterhaltende neue Som⸗ 
merdeich ſchließt ſich an den waſſerfreien Lindener Kieferberg an, welcher ver— 
mittelſt der unterſten Strecke des Brieſen-Lindener Winterdeiches mit dem waſſer— 
freien Thalrande verbunden iſt, geht quer uͤber die Lindener Dominialhutung 
und dann immer parallel mit dem Oder-Ufer in der von den Staatsbehoͤrden 
ſpeziell zu beſtimmenden Lage uͤber die Feldmarken Linden und Deutſch-Steine 
bis an die Polniſch-Steiner Nieve, und von da unter Benutzung des bereits 
vorhandenen Deutjch-Steiner Dammes bis an die alte Brieg⸗Ohlauer Straße, 
welche an die waſſerfreie Hoͤhe anſchließt. 

Der Deich erhaͤlt im Allgemeinen eine Hoͤhe von 16 Fuß am Brieger 
Unterpegel, eine Kronenbreite von 2 Fuß, zweifüßige vordere und fünffüßige 
hintere Boͤſchung. Auf einzelnen Strecken kann eine größere Höhe von Er 

e⸗ 
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Regierung zugelaſſen werden, welche dann auch die uͤbrigen Abmeſſungen zu 
beſtimmen hat. 


H. 3. 


Die Koſten der Serftellng der neuen Deichſtrecken nebſt Schleuſen und 
der Normaliſirung der beizubehaltenden alten Deichſtrecken nebſt Schleuſen, ſo⸗ 
wie der zur Aufnahme und Ableitung des den Grundſtuͤcken der Niederung 
ſchaͤdlichen Binnenwaſſers erforderlichen Hauptgraͤben und des Neubaues, reſp. 
der Erweiterung der noͤthigen Bruͤcken uͤber dieſelben, werden von 


a) den Beſitzern der deichpflichtigen Lindener Dominial⸗Grundſtücke, 
b) den Beſitzern der deichpflichtigen Lindener Ruſtikal-Grundſtuͤcke, 
c) dem Rittergut zu Deutſch-Steine, 

je auf ihrer Feldmark, 


d) von den Beſitzern der deichpflichtigen Ruſtikal⸗Grundſtuͤcke zu Deutſch⸗ 


und Polniſch⸗Steine für die auf letzteren liegende Deichſtrecke gemein⸗ 
ſchaftlich aufgebracht, 


jedoch unbeſchadet der abweichenden Beſtimmungen des am 30. Oktober 1862. 
mit dem Brieſen-Lindener Deichverbande abgeſchloſſenen Vertrages. Das 
Naͤhere hieruͤber und insbeſondere der Beitragsmaaßſtab iſt durch das in H. 5. 
gedachte Kataſter beſtimmt. 


$. 4. 


Nach ordnungsmaßiger Herſtellung der Deiche und Schleuſen uͤbernimmt 
der Deichverband die Deiche zur Unterhaltung auf gemeinſchaftliche Koſten. 
Jedoch muß der zur Unterhaltung des Deiches erforderliche Erdboden und 
Raſen von denjenigen Intereſſenten, welche die betreffende Deichſtrecke herge⸗ 
ſtellt haben, auf ihre alleinige Koſten hergegeben werden. 

Die Koften der Unterhaltung der in der Lindener Deichſtrecke einzulegen- 
den beiden Schleuſen ſind von allen Deichgenoſſen von Linden nach dem Maaß⸗ 
ſtabe des Kataſters zu tragen. Die Unterhaltung der Schleufen in dem Damme 
auf der Grenze von Deutſch- und Polnifch- Steine und der beiden Schleuſen 
in der Strecke der alten Brieg⸗Ohlauer Straße vom waſſerfreien Deutſch⸗ 
Steiner Terrain bis zum Anſchluß an jenen Damm, ſowie dieſer Straßen⸗ 
ſtrecke ſelbſt, liegt nach wie vor dem Rittergute Deutſch-Steine ob. 

Die Unterhaltung der Entwaͤſſerungsgraͤben und der Bruͤcken über die- 
ſelben iſt auch fernerhin von denjenigen zu bewirken, welchen dieſelbe bisher 
oblag, jedoch unbeſchadet der abweichenden Beſtimmungen des am 30. Oktober 
1862. mit dem Brieſen⸗Lindener Deichverbande abgeſchloſſenen Vertrages. 


Die regelmaͤßige Raͤumung der Hauptgraͤben und die Inſtandhaltung 
(Nr, 5783.) der 
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der Schleuſen wird aber unter die Kontrole und Schau der Deichverwaltung 
geſtellt. 

Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf⸗ 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
langen. 5 

Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden 
Punkten geſchehen. i 


$. 5. 


Die dem Rittergute Deutſch-Steine obliegenden Herſtellungsbauten an 
Deichen und Schleuſen werden von demſelben unter Aufſicht der Deichbeamten 
ausgefuͤhrt. 

Der Neubau der uͤbrigen Deiche und Schleuſen und des Lindener Haupt⸗ 
graben, die noͤthig werdenden Reparaturen der Lindener Schleuſen und die 
uͤnftige Unterhaltung des ganzen Deiches werden durch die Deichbeamten für 
Geld aus der Deichkaſſe ausgefuͤhrt. 

Die erforderlichen Mittel zu dieſen Arbeiten, zur Beſoldung der Deich⸗ 
beamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes oder 
einzelner Theile deſſelben zu kontrahirenden Schulden haben die betreffenden 
Deichgenoſſen nach dem von der Regierung zu Breslau unterm 18. Februar 
1863. vorlaͤufig feſtgeſtellten Deichkataſter aufzubringen. Daſſelbe iſt nach der 
vollſtändigen Herſtellung der Anlagen einer Reviſion hinſichtlich der vom Deiche 
und den Graͤben durchſchnittenen deichpflichtigen Grundſtuͤcke zu unterwerfen 
und demnaͤchſt von der Regierung auszufertigen, worauf eine Ausgleichung 
wegen der bis dahin geleiſteten Beitraͤge vorzunehmen iſt. Naturalleiſtungen 
der Deichgenoſſen beim Neubau des Deiches ꝛc, find nach den in Ermangelung 
einer Einigung vom Deichamte feſtzuſetzenden Preiſen durch die Deichkaſſe, in 
der Regel durch Kompenſation mit Beiträgen, zu verguͤtigen. Streitigkeiten 
uͤber das Kataſter werden von den Verwaltungsbehoͤrden entſchieden. 


H. 6. 

Die Deiche gehen in das Eigenthum des Deichverbandes uͤber. Es be⸗ 
halten aber die bisherigen Eigenthuͤmer der Deichſohle, welche dagegen keine 
Entſchaͤdigung für die Hergabe dieſer zu fordern haben, die Grasnutzung auf 
dem Deiche mit Beobachtung der deichpolizeilichen Beſtimmungen. 


§. 7. 

Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag wird auf fuͤnf Silbergroſchen pro 
Normalmorgen und Jahr und die Hoͤhe des anzuſammelnden Reſervefonds auf 
fuͤnfhundert Thaler feſtgeſetzt. 

H. 8. 


er Wm ne 
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§. 8. 
Im Deichamte fuͤhren: 
der Deichhauptmann n Eine Stimme, 
der Deichinſpektoer e Eine Stimme, 
ein Abgeordneter der Dominial⸗Akquirenten von Linden Eine Stimme, 
ein Abgeordneter der Ruſtikalbeſitzer von Linden.. zwei Stimmen, 


der Beſitzer des Ritterguts Deutſch⸗ Steine, zugleich 
für die übrigen Deichgenoſſen zu Deutſch⸗ und 
/ . zwei Stimmen. 


H. 9. 


Bei der Wahl der Abgeordneten und deren Stellvertreter haben diejeni⸗ 
gen Deichgenoſſen, welche weniger als fuͤnf Morgen beſitzen, je Eine Stimme, 
jeder der ubrigen für jede vollen fünf Morgen deichpflichtiger Fläche Eine Stimme. 

Im Uebrigen gelten fuͤr dieſe Wahl und für die Ausuͤbung des Stimm- 
rechts uͤberhaupt die Vorſchriften der H. 13. und 14. des Statuts des 
Brieſen⸗Lindener Deichverbandes vom 2. September 1859. (Geſetz-Samml. 
vom Jahre 1859. S. 469.) auch fuͤr den Linden - Steiner Deichverband. 


$. 10. 


Die allgemeinen Beſtimmungen fiir Fünftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1853. S. 935. ff.) 
ſollen für den Linden⸗Steiner Deichverband Guͤltigkeit haben, inſofern ſie nicht 
in dem vorſtehenden Statut abgeaͤndert ſind. a 


F. 11. 


Abaͤnderungen dieſes Deichſtatuts koͤnnen nur unter landesherrlicher Ge- 
nehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. i 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 21. Oktober 1863. 


L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
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(Nr. 5784.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Oktober 1863., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee 
von Fuͤrſtenwalde nach Storkow zum Anſchluß an die Beeskow⸗Storkow⸗ 
Prierosbruͤcker Chauſſee. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Fuͤrſtenwalde nach Storkow zum Anſchluß an die Beeskow⸗Stor⸗ 
kow⸗Prierosbruͤcker Chauſſee, im Kreiſe Beeskow⸗Storkow, genehmigt habe, ver- 
leihe Ich hierdurch dem genannten Kreiſe das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will 
Ich dem Kreiſe Beeskow⸗Storkow gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 8 

Der eee Erlaß iſt durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 21. Oktober 1863. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr * 5785.) 
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(Nr. 5785.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. November 1863. , betreffend die Errichtung einer 
Handelskammer fuͤr den Kreis Saarbruͤcken, im Regierungsbezirk Trier. 


A 


uf den Bericht vom 21. Oktober d. J. genehmige Ich die Errichtung 
einer Handelskammer für den Kreis Saarbrücken, im Regierungsbezirk Trier. 
Die Handelskammer nimmt ihren Sitz in der Stadt Saarbruͤcken. Sie ſoll 
aus neun Mitgliedern beſtehen, fuͤr welche neun Stellvertreter gewaͤhlt werden. 
Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und der Stellvertreter find ſaͤmmt⸗ 
liche Handel⸗ und Gewerbtreibende des Kreiſes Saarbruͤcken berechtigt, welche 
in einer der beiden Gewerbeſteuerklaſſen A. I. und II. veranlagt ſind. Im 
Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 11. Februar 1848. 
uͤber die Errichtung von Handelskammern Anwendung. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 2. November 1863. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. i 


(Nr. 57855786.) (Nr. 5786.) 


— 716 — 


(Nr. 5786.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Colberger Soolbade-Aktienverein“ mit dem Sitze zu Colberg errichteten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 7. November 1863. 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 21. Oktober 
1863. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Colberger 
Soolbade-Aktienverein“ mit dem Sitze zu Colberg, ſowie deren Statut 
vom 26. Auguſt 1863. zu genehmigen geruht. b 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Coͤslin bekannt gemacht werden. i 


Berlin, den 7. November 1863. 


Der Miniſter für Han: Der Minifter der geiſt⸗ Der 
del, Gewerbe und lichen, Unterrichts- Miniſter des 
öffentliche Arbeiten. und Medizinal-An⸗ Innern. 
gelegenheiten. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zu Eulenburg 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hoſbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


